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Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050: Änderungen auf Ver-
ordnungsstufe; Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 1. Februar 2017 wurden die Kantonsregierungen eingeladen, zur Umsetzung des 
ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050 auf Verordnungsstufe Stellung zu nehmen. 
Der Regierungsrat des Kantons Aargau dankt Ihnen für diese Gelegenheit und nimmt gerne wie folgt 
Stellung. 

Der Regierungsrat unterstützt die Stellungnahme vom 10. März 2017 der Konferenz Kantonaler 
Energiedirektoren (EnDK) und wird die dort aufgeführten und unterstützten Bemerkungen nicht expli-
zit wiederholen. Er fügt folgende Ergänzungen respektive Präzisierungen für den Kanton Aargau an: 

Grundsätzliches 

Die im Kanton Aargau installierten Kern- und Wasserkraftwerke produzieren gut einen Viertel des in 
der Schweiz verbrauchten Stroms. Die Energiestrategie 2050 – welche der Kanton Aargau befürwor-
tet – ist von grosser Bedeutung. Entsprechend hat der Grosse Rat im Juni 2015 eine kantonale 
Energiestrategie verabschiedet, welche auf den Zielen der Energiestrategie 2050 basiert. Um den 
Wegfall der Kernkraftwerke zu kompensieren, hat der Kanton Aargau ein starkes Interesse an der 
Steigerung der Stromeffizienz und dem Ausbau der erneuerbaren Energien.  

Der Wasserkraft kommt als Rückgrat der Versorgungssicherheit eine besondere Bedeutung zu. Die 
Verordnungsbestimmungen für die neu eingeführten Investitionsbeiträge und die Marktprämie für 
Wasserkraftanlagen helfen der Wasserkraft im aktuellen Marktumfeld zwar kurzfristig, jedoch sind 
die Probleme damit noch nicht gelöst: Die Einführung eines neuen Marktmodells muss so rasch wie 
möglich erfolgen, damit die Industrie wieder eine gesicherte Investitionsbasis hat. 

Art. 9 der Energieverordnung (EnV): Nationales Interesse von Erneuerbaren Energien 

Der Regierungsrat begrüsst die Höhe des Schwellenwerts von 10 GWh pro Jahr und verweist auf die 
Bemerkungen der EnDK bezüglich Windpotenzial als allfälliges zusätzliches Kriterium. 
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Art. 15 der Verordnung über die Förderung der Produktion von Elektrizität aus erneuerbaren 
Energien (Energieförderungsverordnung, EnFV): Obligatorischer Wechsel von bestehenden 
KEV-Verträgen in die Direktvermarktung 

Investitionsentscheide in Erneuerbare Energien sind sehr langfristig und erfordern eine entsprechen-
de belastbare Entscheidungsgrundlage zum Zeitpunkt des Entscheids. Die Rahmenbedingungen 
einer Zusicherung nachträglich anzupassen, schafft erstens unvorhergesehene Nachteile für beste-
hende Anlagen und zweitens Unsicherheiten für neue Investitionen. Im Sinne des Bestandsschutzes 
für bestehende definitive KEV-Verträge (kostendeckende Einspeisevergütung) ist es nicht zielfüh-
rend, Anlagen über 500 kW zu einem Wechsel in die Direktvermarktung zu verpflichten. Dies würde 
die Rahmenbedingungen während der bereits begonnenen und definitiv beschiedenen Vergütungs-
rahmenbedingungen erheblich ändern.  

Antrag 

Es soll kein obligatorischer Wechsel in die Direktvermarktung für Anlagen ab 500 kW stattfinden, die 
bereits eine Vergütung nach bestehendem Recht erhalten (definitiver KEV-Bescheid). Ein freiwilliger 
und unumkehrbarer Wechsel ist jedem Betreiber freigestellt. 

Art. 21 EnFV: Wartelistenmanagement bei Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) 

Für Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) wird als Variante A ein neues Wartelistenmanagement vorge-
schlagen. Bereits gebaute Anlagen sollen nach dieser Variante auf der Warteliste Vorrang gegen-
über den anderen noch nicht realisierten Anlagen haben. Damit wird das bestehende Wartelistensys-
tem für PV-Anlagen, welche seit Beginn der KEV nach Anmeldedatum abgebaut wird, angepasst. 
Eine solche Änderung der Rechtslage ist nur gerechtfertigt, wenn wichtige Gründe vorliegen. Die 
Fördergelder werden bei Photovoltaikanlagen im Fall einer Förderzusage (positiver Bescheid) nicht 
über eine längere Zeit blockiert, da die Inbetriebnahmemeldefrist mit 12 Monaten im Vergleich zu 
den anderen Technologien relativ kurz ist. Zudem wird erfahrungsgemäss ein Grossteil der PV-An-
lagen bei einer Förderzusage auch effektiv gebaut. Das Argument der blockierten Warteliste greift 
hier – im Vergleich zu den anderen Technologien – nicht. Zusätzlich gibt es für bereits realisierte 
Anlagen die Möglichkeit der Einmalvergütung. Zuletzt ist anzumerken, dass nur neue Anlagen zu 
den Ausbauzielen der Energiestrategie beitragen. Auf diese sollen die weiterhin beschränkten För-
dergelder des EVS konzentriert werden. Die Fördereffizienz des Einspeisevergütungssystems ist 
damit mit Variante B höher. 

Antrag 

Variante B ist zu wählen. 

Art. 37 EnFV: Anforderungen an den Betrieb und die Betriebstüchtigkeit der Anlage 

Der Bau und Betrieb der Wasserkraftanlagen richtet sich nach den Rechten und Pflichten aus der 
Konzession. In der Regel und je nach Grösse der Anlage werden die Konzessionen für die Dauer 
von 40–60 Jahren erteilt. Die Anforderungen an den Betrieb und die Betriebstüchtigkeit der Anlage 
sollen diesem Umstand Rechnung tragen. Wasserkraftanlagen müssen gemäss den üblichen Pflich-
ten aus der Konzession so gewartet werden, dass ein regulärer Betrieb bis zum Konzessions-ende 
gewährleistet wird. 

Antrag 

Art. 37 Abs. 1 lit. a EnFV ist für Wasserkraftanlagen anzupassen. Anstelle von mindestens 15 Jahren 
ist eine feste Dauer bis zum Ende der gültigen Konzession einzusetzen. 
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Art. 47–50 EnFV: Gesuchsverfahren grosse Photovoltaikanlagen (> = 100 kW) 

Für PV-Einmalvergütungen ab einer Leistung von 100 kW (grosse Anlagen) wird ein separates Ge-
suchsverfahren vorgeschlagen, welches sich von den PV-Einmalvergütungen unter 100 kW (kleine 
Anlagen) unterscheidet. Das Gesuchsverfahren für kleine Photovoltaikanlagen scheint relativ einfach 
und mit wenig administrativem Aufwand möglich, was zu einer schnellen Auszahlung der Einmalver-
gütung führt: Nach erfolgtem Bau und Einreichen der Unterlagen wird die Einmalvergütung zügig 
ausbezahlt. Dies war auch der Zweck der Einführung der Einmalvergütung, die administrativen Pro-
zesse zu vereinfachen und den EnG-Fonds im Vergleich zur klassischen KEV zu entlasten (vgl. er-
läuternder Bericht zur Umsetzung der 12.400 Parlamentarische Initiative 'Freigabe der Investitionen 
in erneuerbare Energien ohne Bestrafung der Grossverbraucher' vom Oktober 2013). Für grosse 
Photovoltaikanlagen wird neu ein mehrstufiges Gesuchsverfahren vorgeschlagen: Die Fördergelder 
sollen in einem ersten Schritt aufgrund einer projektierten Leistung zugesichert und in einem zweiten 
Schritt nach Abschluss der im Voraus projektierten Installation die Zahlung getätigt werden. Aufgrund 
der grossen Anzahl Photovoltaikanmeldungen auf der Warteliste entsteht damit grosser Mehrauf-
wand. Dieses System forciert zudem das "Windhundprinzip", wonach Gesuche auf Vorrat gestellt 
werden, diese dann aber nicht schnellstmöglich realisiert werden. Es besteht die Gefahr einer (lan-
gen) Warteliste bei der grossen Einmalvergütung. 

Antrag 

Das Gesuchsverfahren für grosse PV-Einmalvergütungsanlagen ist zu vereinfachen. Die Einmalver-
gütung soll ein möglichst einfaches und effizientes Fördermittel bleiben. 

Art. 57 ff. EnFV: Fristen für Bau und Inbetriebnahme 

Mit dem Gesuchsverfahren gemäss Art. 57 ff. greift der Bund in die Kompetenzen der Kantone ein 
und beschneidet diese, indem er Fristen für Bau und Inbetriebnahme festlegt, welche in heutigen 
Verfahren durch die zuständigen kantonalen Behörden festgelegt und verfügt werden.  

Antrag 

Es ist analog zu Art. 23 EnFV zu präzisieren, dass das Verfahren zu Investitionsbeiträgen für die für 
das Projekt erforderlichen Bewilligungs- und Konzessionierungsverfahren keine präjudizielle Wirkung 
hat.  

Art. 13 Abs. 2 Bst. abis der Verordnung über die Landesgeologie (Landesgeologieverordnung, 
LGeolV): Frist für Veröffentlichung der Daten 

In der Totalrevision der Energieverordnung wurde erkannt, dass für die Prospektion und Exploration 
eines Geothermie-Projekts nicht nur eine geistige Leistung, sondern auch sehr hohe Investitionen 
geleistet werden müssen. Deshalb erachtet der Regierungsrat die Frist für die Veröffentlichung der 
Daten von nur einem Jahr als unangemessen. 

Es existiert hier auch ein Konflikt mit dem kantonalen Gesetz (§ 3 Abs. 1 und 2 Gesetz über die Nut-
zung des tiefen Untergrunds und die Gewinnung von Bodenschätzen [GNB]), welches das Fabrikati-
ons- und Geschäftsgeheimnis geologischer Daten schützt. Ergebnisse aus Vorabklärungen des Un-
tergrunds müssen gemäss § 3 Abs. 2 GNB dem Kanton zur Verfügung gestellt werden. Damit ist 
gewährleistet, dass die Erkenntnisse aus den vom Kanton bewilligten Vorbereitungsarbeiten in den 
kantonalen Grundlagen berücksichtigt werden können. Sie werden damit, mindestens soweit als die 
Erkenntnis aus den Vorabklärungen der kantonalen Grundlagen (zum Beispiel Karten) ergänzen, 
öffentlich zugänglich gemacht. Ergebnisse von Vorabklärungen, das heisst die detaillierten Daten, 
dürfen nicht ohne Weiteres an Dritte abgegeben werden. Eine Weitergabe an Dritte ist erst fünf Jah-
re nach Vorliegen der Ergebnisse oder nur mit dem Einverständnis der Bewilligungsnehmenden 
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möglich. Der Kanton wird verpflichtet, sämtliche Informationen über die durchgeführten Bohrungen in 
einem Verzeichnis zu führen. 

Aus den oben genannten Gründen besteht ein Konflikt in der Handhabung des Zugangs zu Informa-
tionen, die dem Öffentlichkeitsprinzip unterstellt werden sollen, sofern die Daten ein Jahr nach Ab-
schluss der erdwissenschaftlichen Erkundung veröffentlicht werden müssen. Es ist auch zu präzisie-
ren, ab wann die erdwissenschaftliche Erkundung als abgeschlossen gilt. 

Antrag 

Die Frist für die Veröffentlichung der Daten soll wie im GNB auf fünf Jahre verlängert werden. 

EnV Kapitel 3 Erläuternder Bericht: Finanzielle und personelle Auswirkungen auf den Kanton 

Gemäss Kapitel 3 des erläuternden Berichts haben die geplanten Verordnungsänderungen keine 
besonderen finanziellen, personellen und weiteren Auswirkungen auf Kantone und Gemeinden. Auf 
Ebene Bund hingegen, wird für den Vollzug der vorgesehenen Regelungen allerdings mit einem 
höheren finanziellen und personellen Aufwand gerechnet. Es ist weder begründet noch nachvoll-
ziehbar, weshalb auf Ebene der Kantone keine besonderen finanziellen, personellen und weiteren 
Auswirkungen resultieren sollen. Beispielsweise liegen die Verfahrensführung, die Entscheidungs-
kompetenz und die Aufsicht betreffend die Nutzung der Wasserkraft bei den Kantonen. Mit dem Ein-
speisevergütungssystem, den Investitionsbeiträgen und der Unterstützung der bestehenden Gross-
wasserkraft werden neue Instrumente geschaffen, welche in die Verfahrensabläufe integriert und in 
der Praxis bearbeitet und umgesetzt werden müssen. Die neuen Verfahrensabläufe bei der Wasser-
kraft lassen sich lediglich erahnen. Das diesbezügliche Zusammenspiel zwischen Konzessionär, 
Konzendent (Kanton) und Bund und deren jeweilige Aufgaben und Kompetenzen sind unklar und 
werden erfahrungsgemäss (Umsetzung der revidierten Gewässerschutzgesetzgebung) erst im Zug 
der Umsetzung der neuen Erlasse "peu à peu" geklärt und eingeführt. Es ist offensichtlich, dass mit 
erheblichen Auswirkungen auf den Kanton Aargau gerechnet werden muss. 

Antrag 

Die finanziellen und personellen Auswirkungen auf die Kantone aufgrund des erhöhten Vollzugsauf-
wands für Koordinations-, Bewilligungs- und Aufsichtsaufgaben sind den Kantonen direkt und vollum-
fänglich zu vergüten. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Stephan Attiger 
Landammann 

Vincenza Trivigno 
Staatsschreiberin 

 

Beilagen 
• Stellungnahme vom 10. März 2017 der Konferenz Kantonaler Energiedirektoren (EnDK) 
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Kopie 
• energiestrategie@bfe.admin.ch 
• Departement Bau, Verkehr und Umwelt 
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